
→ NABU Landesstelle Wasser: Auf den Spuren der Nährsto� e
→ Editorial: Rechtswidrige Sprengungen im Meeresschutzgebiet
→ Naturschutztag: Kaum noch ö� entlicher Diskurs möglich 
→ Kritisch für den Naturschutz? Freiflächenphotovoltaik und Energiewende
→ Spechte in der Stadt: Behämmerte Fassaden
→ Neuwaldbildung: Wo – und wo nicht?
→ Achtung Wildwechsel: Vorsicht an der Fahrbahnkante!

Schleswig-Holstein

25. JAHRGANG · HEFT 1 | 2020Betriff t: NATUR



NABU LANDESSTELLE WASSER: AUF DEN SPUREN DER NÄHRSTOFFE

„Das macht einen wütend!“

Ende September 2019 führte die NABU Landesstelle Wasser ihren „project 
opener“ für das aktuelle, mit Mitteln der BINGO! – Die Umweltlotterie geför-
derte Projekt „Das neue Grün – Nährstoffe und Landschaftswandel“ durch. 
Im Rahmen einer Ganztages-Exkursion wurden verschiedene Orte im östli-
chen Hügelland angefahren und mit Unterstützung regionaler Schutz-
gebietsbetreuer und ehrenamtlicher Fachleute intensive Diskussionen vor 
Ort geführt.

Vor Ort wurden den Teilnehmer*innen 
verschiedene Brennpunkte an Gewässern 
und die Auswirkungen vor allem der 
industriellen Landwirtschaft auf die Ge-
wässer eindrucksvoll vor Augen geführt. 
„Das macht einen wütend und fassungs-
los“, so die Äußerung einer Teilnehmerin 
angesichts  von offensichtlichen Eintrags-
pfaden von Nährstoffen in einen See bei 
Plön, „und das in Zeiten von fast 20 Jah-
ren Euro päischer Wasserrahmenrichtli-
nie EG-WRRL“. Nährstoffe gelangen zwar 
zumeist indirekt in die Gewässer. Gerne 
wird dabei – aus Sicht des NABU sehr ver-
harmlosend – von „diffusen Einträgen“ 
gesprochen, so als ob der Weg der Nähr-
stoffe unbekannt sei. Bei näherer Be-
trachtung vieler Gewässer, der umgeben-
den Landschaft und der Topografi e des 
Geländes gelangten die Teilnehmer*in-
nen schnell zu der Einsicht, dass die meis-
ten Nährstoffpfade keineswegs so unbe-
kannt und nur diffus sind, sondern sich 
klare Gefährdungsschwerpunkte erken-
nen lassen. Vor dem Hintergrund histori-
scher Untersuchungen im Vergleich mit 
aktuellen Aufzeichnungen sowie in Ver-
bindung mit vor Ort offensichtlichen Be-
funden wurden Entwicklungen und be-
stehende Probleme aufgezeigt und mög-
liche Maßnahmen sowie Lösungsmög-
lichkeiten diskutiert.

Nach rund fünfstündiger Veranstaltung 
wurde am Ufer des Selenter Sees eine 
 Kaffee- und Brötchen-Pause eingelegt, die 
auch für weitere vertiefende Gespräche 

genutzt wurde, um dann gestärkt in die 
zweite Hälfte der Exkursion zu starten.

Von etlichen Teilnehmer*innen wurde zu 
Recht kritisiert, das trotz Einladung lei-
der keine Behördenvertreter Zeit gefun-
den hatten, an dieser Veranstaltung teil-
zunehmen. Erfreulich war für die Organi-
satoren aber das große Interesse an dieser 
Veranstaltung. Zum Ende der Anmel-
dungsfrist mussten Interessenten sogar 
auf geplante Veranstaltungen im kom-
menden Jahr vertröstet werden. Die 
Rückmeldungen der Teilnehmer*innen 
waren zudem ausgesprochen positiv.

Ein kleines Bonbon zum Schluss: Ein er-
freulicher Nachweis im Rahmen der Ex-
kursionsvorbereitung gelang Christi ane 
Krambeck und Thomas Behrends durch 
den Nachweis von Potamogeton praelon-
gus, dem Langblättrigen Laichkraut, im 
Tresdorfer See. Die eindrucksvolle, cha-
rakteristische „zickzackförmig“ wach-
sende Pfl anze steht auf der Roten Liste 1 
„vom Aussterben“ bedroht“ in Schles-
wig-Holstein.

Carsten Pusch
Leiter NABU Landesstelle Wasser
Carsten.Pusch@NABU-SH.de
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Im Fokus der derzeitigen Umweltdiskussion stehen Themen wie „Klimakatas trophe“, „Kohleausstieg“, „Insekten-
sterben“, „Düngeverordnung“ „Nitrat im Grundwasser“ usw. Dabei ist ein Ereignis, dass zwischen dem 16. und dem 
31. August 2019 stattfand, fast schon wieder vergessen, obwohl es noch seiner dringenden Aufarbeitung bedarf.

In diesem Zeitraum wurden mindestens 
30 Schweinswale (vermutlich waren es 
noch wesentlich mehr) im Naturschutz- 
und FFH-Gebiet Fehmarnbelt durch 
Munitionssprengungen der Marine bzw. 
durch einen NATO-Minenabwehrverband 
getötet. Schweins wale sind hochintelli-
gente Tiere, deren Bestände sowohl in 
der EU-FFH-Richtlinie als „stark bedroht“ 
als auch in der Roten Liste als „gefähr-
det“ eingestuft werden. In der Schutzge-
bietsverordnung des Naturschutzgebietes 
Fehmarnbelt, in dem die Sprengungen 
von Altmunition stattgefunden haben, 
heißt es: „Zum Schutz der genannten 
Arten ist insbesondere erforderlich die 
Erhaltung oder Wiederherstellung des 
Gebietes als möglichst störungsarmes 
und weitgehend von lokalen Verschmut-
zungen unbeeinträchtigtes Nahrungs- 
und Migrationshabitat der Schweins wale 
und Fortpfl anzungs- und Aufzuchtha-
bitat für Schweinswale. Und in einem 
solchen Schutzgebiet sprengt die Marine 
Altmunition!

Bei solchen Sprengungen  zerreißen bei 
Schweinswalen die mit Gasen gefüllten 
Organe – sie sterben. Darüber hinaus 
werden noch viele Kilometer weiter bei 
den Schweinswalen zwar nicht mehr die 
inneren Organe zerrissen, sondern das 
Trommelfell ge schädigt. Die braucht der 
Schweinswal jedoch zur Nutzung seines 
Sonarsystems, mit dessen Hilfe er sich 
räumlich orientiert und er auch seine 
Nahrung sucht und fi ndet. Jede der ge-
sprengten Minen hat einen 5m breiten 
und 1,5m tiefen Krater in die streng ge-
schützten Unterwasserriffe gerissen. Bei 
diesen Sprengungen wurde weder ein Bla-
senschleier verwendet, der die Wirkung 
der durch die Detonation entstandenen 
Druckwelle deutlich vermindert, noch 
zielführende Vergrämungsmaßnahmen 
veranlasst. Auch der Zeitpunkt der Spren-
gungen im August ist an sich schon 
ein Skandal, erklärte Sandra Redmann, 

SPD-Landtagsabgeordnete und umwelt-
politische Sprecherin ihrer Fraktion, weil 
in dieser sensiblen Zeit die Schweinswale 
mit ihren Jungen besonders geschützt 
werden müssten.

Bevor mit den Sprengungen überhaupt 
begonnen werden durfte, hätte die Mari-
ne auf jeden Fall

→  das Bundesamt für Naturschutz (BfN) 
beteiligen müssen,

→ das schleswig-holsteinische Umwelt-
ministerium beteiligen müssen,

→ den schleswig-holsteinischen Kampf-
mittelräumdienst beteiligen müssen,

→ die anerkannten Umweltverbände be-
teiligen müssen,

→ eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchführen müssen.

Nichts dergleichen ist geschehen! Im 
Gegenteil, die Marine hat selbstherrlich 
unter Missachtung der gesetzlichen Vor-
schriften Altmunition gesprengt und die 
gesetzeswidrige Tötung von Schweins-
walen billigend in Kauf genommen. 

Der NABU hatte in der Vergangenheit 
immer wieder Gespräche angeboten, 
die von der Marine nicht wahrgenom-
men wurden. Und nun behauptet der 
Leiter des Presse- und Informationszent-
rums der Marine in Rostock, dass es an-
geblich beim Wasserstraßen- und Schiff-
fahrtsamt (WSA) in Lübeck nachgefragt 
habe, ob denn ein NATO-Minenabwehr-
verband Sprengungen vornehmen solle, 
da sich dieser sowieso gerade in diesem 
Gebiet befi nde. Nach Aussage der Mari-
ne soll sich das WSA dahingehend geäu-
ßert haben, welche Mine denn nun zuerst 
gesprengt werden solle, da angeblich 
Gefahr im Verzuge sei. Diese Aussage 
bestreitet das WSA vehement: „Die Ak-
tivitäten zur Gefahrenabwehr im westli-

chen Fehmarnbelt durch einen interna-
tionalen NATO-Verband waren nicht Ge-
genstand eines Amtshilfeersuchens und 
sind nicht auf Veranlassung des WSA 
Lübeck erfolgt“, teilte die übergeordne-
te Generaldirektion Wasserstraßen und 
Schifffahrt mit.

Ministerpräsident Daniel Günther hatte 
vor wenigen Tagen die Forderung nach 
einem Zukunftsgipfel für den Marine-
schiffbau gefordert. Der NABU regt die 
Durchführung eines Zukunftsgipfels für 
die Ostseeschweinswale an, damit end-
lich einmal alle in dieser Angelegenheit 
Beteiligten und Betroffenen an einen 
Tisch kommen und sich wirklich ernst-
haft der Lösung des Problems „Altmuni-
tion in der Ostsee“ auch ohne Sprengun-
gen im Meer widmen.

Letztendlich politisch verantwortlich 
für die rechtswidrige Verletzung und Tö-
tung dieser hochintelligenten und unter 
Schutz stehenden Meeressäuger ist ein-
deutig die Bundesverteidigungsministe-
rin und CDU-Bundesvorsitzende Anne-
gret Kamp-Karrenbauer. Sie muss ab so-
fort in der Marine dafür sorgen, dass sich 
diese zukünftig bei all ihrem Handeln an 
Recht und Gesetz hält. Außerdem muss 
die Marine verpfl ichtet werden, einen 
entsprechenden Ausgleich für die im 
Schutzgebiet vorgenommene Tötung von 
30 Schweinswalen vorzunehmen.

Der NABU prüft noch, ob er diesen Vorfall 
gerichtlich klären lassen wird.

Herzliche Grüße

Hermann Schultz
NABU Schleswig-Holstein 
Landesvorsitzender

EDITORIAL

Rechtswidrige Sprengungen 
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KAUM NOCH ÖFFENTLICHER DISKURS MÖGLICH

… Nur Zuhören ist Gold?
Auch Umwelt- und Naturschutz leben vom öffentlichen Diskurs. Doch drängt sich insbesondere am schleswig-
holsteinischen Naturschutztag zunehmend der Eindruck auf, diesen immer weiter zurückdrängen zu wollen. Die 
zentrale Veranstaltung des ehrenamtlichen und hauptamtlichen Naturschutzes im Land ist zur reinen Proklamation 
von Ansichten des behördlichen und regierungsnahen Umweltschutzes degeneriert.

Waren das noch Zeiten! 1994 gestaltete 
die damalige Akademie für Natur und 
Umwelt des Landes Schleswig-Holstein, 
heute in der Nachfolge das Bildungszent-
rum für Natur, Umwelt und ländliche 
Räume (BNUR), erstmals die Naturschutz-
tage im Land zwischen den Meeren. Im 
Fokus stand dabei immer die gemein
same Kommunikation von Interessierten 
und Verantwortlichen, kamen sie auch 
aus so unterschiedlichen Bereichen wie 
„ehren- und hauptamtlicher Natur-
schutz, Politik und Wissenschaft“, die 
den jeweils als Tagungsmotto platzierten 
Themenschwerpunkt unterstützt durch 

Vorträge aus den Blickwinkeln von „Me-
dien, Psychologie, Kommunikations- und 
Politikwissenschaften, Behörden und 
Verbänden“ diskutieren konnten, wie es 
der Tagungsband 1 im Jahr 1994 formu-
lierte. Den Naturschutztag 1996 besuch-
ten wegen der thematischen Brisanz und 
der Teilnahme des ersten grünen Um-
weltministers Rainder Steenblock bereits 
fast 300 Teilnehmer*innen: Das Thema 
war damals wie heute aktuell, denn im 
Fokus standen Kontroversen und Lösungs
möglichkeiten zwischen „Naturschutz 
und Landwirtschaft“.

Diskussion und Ergebnisfindung

Es gab wie heute ein Grußwort u. a. des 
Ministers, gefolgt von teils anspruchs
vollen Fachvorträgen. Im Jahr 1996 wur-
den – wie auf den anderen Naturschutz-
tagen – die vorgetragenen Thesen in 
sechs Arbeitsgruppen diskutiert und  
deren Ergebnisse in einer ausführlichen, 
gebundenen schriftlichen Dokumentati-
on der damals noch zweitägigen Natur-
schutztage zusammengefasst. Ein Blick 
in die Texte offenbart noch heute, wie 
weit man in der Diskussion und Bewer-
tung der Praxis der Landwirtschaft und 
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daraus folgend auch erster Lösungsvor-
stellungen schon damals war. Bei der Art 
der Ergebnisfindung bediente man sich 
auch neuerer Diskussionsformen wie 
„open space“, bei der man, wenn das 
Thema der AG, aber ggf. auch die Art der 
Kommunikationsführung selbst nicht ge-
fielen, einfach aufstehen und sich einer 
anderen Diskussionsrunde anschließen 
konnte.

Verkündungsnaturschutz

Und heute? Am 24. Oktober 2019 fand 
der bislang letzte Naturschutztag in den 
Holstenhallen in Neumünster statt. Als 
Thema gesetzt – auch vor dem Hinter-
grund der aktuellen Debatte sicher gut 
getroffen: Eine „Zukunft trotz Klimawan-
dels“. Mit über 700 Teilnehmer*innen 
war es der größte schleswig-holsteinische 
Naturschutztag. Doch von den inspirie-
renden Zeiten des Aufbruchs mit starkem 
Idealismus und Methodenmix bei gro-
ßem Diskussionseifer war wenig geblie-
ben. Der Naturschutztag stellt sich heute 
nur noch als eine Aneinanderreihung von 
Vorträgen mit grober thematischer Klam-
mer dar – eher an eine überlange Vorle-
sungsreihe mit besonderem Pausenpro-
gramm erinnernd.

Dabei in manchen Bereichen sicher auch 
Erkenntnis gewinnend. Nachfragen und 
Diskussionen von weiterhin kontrovers 
bleibenden Aspekten und die Erarbeitung 
von zukunftsgerichteten Perspektiven 
und Forderungen waren jedoch nicht 
mehr vorgesehen. Geradezu provokant in 
diesem Jahr waren die Ausführungen des 
– extra aus Berlin eingeladen – WWF-
„Klimachefs“ Michael Schäfer, der ohne 
Diskussions- und Widerspruchsmöglich-
keit seine bundesweit stark kontroversen 
Thesen zur Windenergieplanung dem 
Publikum verkünden konnte. Diese wei-
chen von den Grundpositionen des ver-
bandlichen Naturschutzes in Schles-
wig-Holstein deutlich ab. Ihre Umsetzung 
würde den Klimawandel kaum bremsen, 
die Bemühungen zum Schutz der Bio
diversität nicht nur bezogen auf wind-
kraftsensible Arten jedoch erheblich zu-
rückwerfen.

Dass die mitgliederstärksten Umwelt- 
und Naturschutzverbände NABU und 
BUND diese Position bundes- und landes-
weit explizit ablehnen und diese selbst 
innerhalb des WWF stark umstritten ist 
– wen interessiert es? Noch deutlicher 
kann man die Ignoranz gegenüber – oder 
die Ablehnung – der Arbeit der in Schles-
wig-Holstein engagierten Umweltverbän-

de wie die des NABU, der sich gerade in 
diese Diskussion auf Landes- und Bun-
desebene mit hohem Engagement einge-
bracht hat, nicht kundtun.

Dass im heute einseitig mit Personen aus 
der Umweltverwaltung des Landes be-
setzten Gremium, das über die themati-
sche Auswahl und Gestaltung des Natur-
schutztages berät, seit längerem keine 
Vertreter der Umweltverbände mehr ver-
treten sind, erklärt diese zunehmende 
Ödnis in der Diskussionskultur dabei nur 
ansatzweise. Schließlich gab es – entge-
gen der Grundausrichtung der Veranstal-
tung – an einem einzigen Vortragspunkt 
doch die Möglichkeit zum Statement aus 
dem Teilnehmer*innenkreis: Als am frü-
hen Nachmittag zwei junge Vertreter*in-
nen von „Fridays for Future“ kurz auftra-
ten (um dann wieder schnell zur Schule 
zu entschwinden), wurden tatsächlich 
kurze Nachfragen ermöglicht: Es wäre si-
cher auch peinlich gewesen, einer diskus-
sionsbereiten Jugend allein das Bild eines 
antiquierten, eindimensionalen Frontal-
unterrichtes zu bieten.

Der zu Recht sehr gelobte deutsche Na-
turschutztag im September 2018 in Kiel 
bot da immerhin die Möglichkeit, in den 
thematischen Vortragsrunden deutlich 
kritische Aspekte einzubringen – was 
etwa bei der überaus denkwürdigen  
Diskussion der zum Schutz von Schweins
walen und Meeresenten nur sehr zwei
felhaft beitragenden Freiwilligen Verein-
barung in Schleswig-Holstein seitens der 
Teilnehmer*innen intensiv genutzt wur-
de.

Immerhin ist der Geist einer offenen Be-
teiligung nicht vollständig tot, das Hand-
werkszeug seitens des mit der Organisati-
on betrauten BNUR noch vorhanden. Der 
vom Bauernverband angestoßene Dialog-
prozess „Zukunft der Landwirtschaft in 
Schleswig-Holstein“ ermöglicht den Aus-
tausch in Arbeitsgruppen und bietet in ei-
ner abschließenden Podiumsdiskussion 
die stark genutzte Möglichkeit, jeweils 
mit einer wechselnden Person aus dem 
Teilnehmer*innenkreis zeitweise ebend-
ort an der Diskussion teilzunehmen. Ein 
„Dialogprozess“ wird auch ohne solche 
Elemente nicht auskommen.

Neue Perspektiven für den 
Naturschutztag

In Diskussionen wird gerne betont, dass 
heute die Durchführung eines Natur-
schutztages nach dem ursprünglichen 
Vorbild organisatorisch und finanziell 

kaum mehr möglich sei. Sicher hat sich 
der Organisationsrahmen grundsätzlich 
verändert. In vielen Bereichen der Lan-
desregierung, so auch in der Verwaltung 
und beim BNUR, sind Personal und Fi-
nanzmittel gekürzt worden.

Dass ein mehr diskussionsorientierter 
Tag schon wegen der Teilnehmer*innen-
zahl grundsätzlich nicht möglich sei, ist 
schlicht vorgeschoben. Letzte Bundes
parteitage der SPD bringen es auf rund 
600 Delegierte, der der CDU auf 1.000. 
Zudem wären stärkere Diskussionsantei-
le nach jedem Vortrag – auch nach den 
Ministerworten! – ohne gesteigerten per-
sonellen wie finanziellen Aufwand natür-
lich möglich.

In die Naturschutztage muss sich zukünf-
tig der verbandliche Umwelt- und Natur-
schutz im Land wieder verstärkt einbrin-
gen können, um auch das eigene Gewicht 
zu betonen: So etwa durch die Möglich-
keit, die Sicht der Verbände der Darstel-
lung des Ministers gegenüberzustellen. 
Auf dem Deutschen Naturschutztag 2018 
in Kiel (Teilnehmer*innen: 1.300) war 
dies gegeben. Auch bei früheren Natur-
schutztagen trug der DNR und ein Vertre-
ter der Naturschutzverbände seine Sicht-
weise vor. Eine Veranstaltung, die „den 
Naturschutz“ abbilden will, ist ohne sol-
che Elemente schlicht unvollständig und 
nicht repräsentativ.

Die Möglichkeit der Diskussion überall 
zu schaffen, muss also wieder gelebte 
Praxis werden. Reine Verkündungsveran-
staltungen des staatlichen Naturschutzes 
sind ein Rückschritt – schließlich könnte 
man sich angesichts des auch im Ehren-
amt engen Zeitkontingentes eine Teilnah-
me zunehmend schenken und schlicht 
die Präsentationen der Vorträge abrufen, 
ohne persönlich einen größeren Informa-
tionsverlust zu erleiden. Und man kann 
nur hoffen, dass der Anspruch der Veran-
stalter über ein schlichtes „Bekannte-
sehen-und-diskutieren“ als einziges Argu-
ment für eine Teilnahme am Natur-
schutztag hinaus geht – denn dieses Be-
dürfnis wird heute schon auf dem sehr 
gut besuchten, gestalterisch und stim-
mungsmäßig gelungenen Sommerfest 
der Stiftung Naturschutz in Molfsee bes-
ser erfüllt.

NABU Schleswig-Holstein
Vorstand und Geschäftsführung
Info@NABU-SH.de
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Der Ausbau der Versorgung mit erneuerbarer Energie wird zukünftig deutlich stärker über Freifl ächenphoto-
voltaikanlagen erfolgen, also in Form von in der offenen Landschaft errichteten großen Solarkraftwerken. Diese 
Entwicklung zeichnet sich auch für Schleswig-Holstein ab. Worauf beruht dieser zu erwartende Boom? Welche Folgen 
für Natur und Landschaft können damit einhergehen? Wie lassen sich negative Auswirkungen auf die Umwelt 
weitgehend vermeiden? Um in den kommenden Diskussionen, gerade auch zur Standortfi ndung der inzwischen 
großfl ächig dimensionierten Anlagen, konstruktiv, aber gegebenenfalls auch kritisch mitwirken zu können, muss 
sich der Naturschutz rechtzeitig mit diesen Fragen auseinandersetzen. Der folgende Beitrag soll dazu Grundlagen 
und Anregungen geben. 

Bislang sind in Schleswig-Holstein etwa 
140 Freifl ächenanlagen mit insgesamt 
etwa 500 Megawatt (MW) installierter 
Leistung zur photovoltaischen (PV) Ener-
gieerzeugung gebaut worden, hauptsäch-
lich in den mittleren Regionen des Lan-
des. Im Vergleich zu den südlichen Bun-
desländern wie Baden-Württemberg oder 
Bayern ist das wenig. Das dürfte sich je-
doch bald grundlegend ändern. Denn 
auch hierzulande setzen Energiepolitik 
und -wirtschaft verstärkt auf einen mas-
siven Ausbau der Freifl ächen-PV in Form 
von leistungsstarken und damit großfl ä-
chigen Anlagen. So werden zur Zeit Solar-
parks von ungefähr zehn Hektar Fläche 
mit einer Leistung von 8 bis 10 MW als 
gut projektierbar und rentabel angese-
hen, aber auch deutlich größere Anlagen 
errichtet. 

Freiflächen-PV ist im Kommen …

Die Attraktivität der Freifl ächen-PV be-
ruht vor allem auf folgenden Gründen:

→ Die Materialkosten sind sehr stark ge-
fallen. Insbesondere die Massenpro-
duktion in China hat zu einem drasti-
schen Preisverfall bei den Solar mo -
dulen geführt. 

→ Bau und Unterhaltung der Anlagen-
technik sind unkompliziert. Ver-
schleiß ist kaum zu erwarten. 

→ Die Pachtpreise für die beanspruchten 
Flächen sind mit ca. 1.500 bis 2.000 
Euro pro Hektar und Jahr (noch) rela-
tiv günstig. 

→ Die von den PV-Anlagen ausgehenden 
Beeinträchtigungen auf Menschen, 

Natur und Landschaft werden als er-
heblich geringer als bei Windkraftan-
lagen eingeschätzt. PV-Anlagen gelten 
gemeinhin als umweltverträglich. Die 
Frage nach weit bemessenen Ab-
standsregelungen ergibt sich nicht. 
Auch der naturschutzrechtliche Kom-
pensationsbedarf wird als gering ein-
gestuft. 

→ Die gesellschaftliche Akzeptanz für 
Freifl ächen-PV-Anlagen ist verhältnis-
mäßig hoch. Widerstände aus der Be-
völkerung, wie sie mit dem Ausbau 
der Windenergie einhergehen, wer-
den nicht erwartet. 

→ Die Planungs- und Genehmigungs-
prozesse verlaufen einfacher als bei 
Windkraftanlagen. Eine übergeordne-
te raumplanerische Konzeption, bei 
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KRITISCH FÜR DEN NATURSCHUTZ?

Freiflächenphotovoltaik 
und Energiewende

Foto: Eric Neuling

Freiflächen-Photovoltaik ist sicher dem Naturschutz 
am falschen Standort abträglich, wenn etwa Trockenrasen, 
artenreiches oder auch altes Dauergrünland genutzt wird. 
Auch Naturschutzgebiete, FFH- und Vogelschutz- 
sowie Landscha� sschutzgebiete sind freizuhalten.



der Windkraft ist dies die Regionalpla-
nung, entfällt und ist auch in Zukunft 
nicht vorgesehen. Es genügt die Auf-
stellung eines kommunalen Bebau-
ungsplans, daneben sind energietech-
nische Fragen zu klären. 

Dieses Bündel an Faktoren hat die Freifl ä-
chen-PV lukrativ für Investoren werden 
lassen. Die im Vergleich zum Süden 
Deutschlands etwas geringeren Sonnen-
einstrahlungswerte spielen dabei keine 
Rolle mehr. Eine Kilowattstunde (kWh) 
Solarstrom lässt sich inzwischen für nur 
noch etwa 4,5 Cent erzeugen – ein Preis, 
der gut mit Windstrom konkurrieren 
kann. 

Auch unter Aspekten des Natur- und 
Landschaftsschutzes ergeben sich für So-
larparks im Vergleich zu Windrädern ei-
nige Vorteile: Sie töten keine Vögel und 
Fledermäuse, sie dominieren nicht weit-
räumig das Landschaftsbild und sie arbei-
ten geräuschlos. 

Freifl ächen-PV-Anlagen bleiben zwar in 
der Horizontalen, benötigen dort aller-
dings viel Platz, ein vielfach angeführter 
Kritikpunkt. Das gilt auch für die Biogas-
erzeugung, von der Branche als „dritte 
Säule“ der erneuerbaren Energien geprie-
sen. Allerdings schneidet die Solarenergie 
beim Vergleich des Flächenbedarfs (und 
nicht nur hierbei) ungleich besser ab. Pro 
Hektar liefert eine PV-Anlage den (20–) 
50fachen Stromertrag. Nach einer Mo-
dellrechnung des Vereins Energiewende 
Rüsselsheim e. V. würden 58 bis 64 % der 
in Deutschland aktuell mit Biogaspfl an-
zen bestellten Fläche ausreichen, um die 
Bundesrepublik komplett mit Solarstrom 
inklusive der erforderlichen Stromspei-
cherung zu versorgen. Bereits heute  

sind die Stromgestellungskosten deutlich 
niedriger als bei Biogasstrom. Während 
es bei der Biogasverstromung kaum Mög-
lichkeiten einer erkennbaren Kostensen-
kung gibt, werden bei der Solarenergie 
die Kosten aber auch in Zukunft weiter 
sinken. So geht das Fraunhofer-Institut 
für 2030 bei Biogasanlagen von 10,1 bis 
14,7 Cent/kWh Stromerzeugungskosten 
aus, bei größeren Solarstromanlagen je-
doch nur von 2,4 Cent/kWh. 

Auch unter Gesichtspunkten des Um-
welt- und Naturschutzes wirkt sich eine 
Solarstromanlage deutlich günstiger auf 
die betroffene Fläche als der Anbau von 
Mais oder Silogras aus, da sich die land-
wirtschaftliche Tätigkeit auf dem PV-Ge-
lände auf das Kurzhalten des Aufwuchses 
durch Beweidung beschränkt. 

… wird aber noch durch das EEG 
gebremst

Zurzeit wird der Ausbau der Solarstrom-
erzeugung auch bei den Freifl ächenanla-
gen noch durch das Erneuerbare-Energi-
en-Gesetz (EEG) gebremst. Wer einen So-
larpark über 750 kW Leistung plant – 
und nur solche dürften sich unter den 
jetzigen Bedingungen wirtschaftlich loh-
nen – muss sich bei der Bundesnetzagen-
tur an einer Ausschreibung um den nied-
rigsten Strompreis und damit die Einspei-
severgütung beteiligen. Das EEG regle-
mentiert überdies die Standortsuche. 
Eine Vorzugskulisse bildet dabei die 
Nahumgebung von Hauptverkehrsadern 
wie Autobahnen und Bahnlinien, die in-
nerhalb eines Abstandes von aktuell noch 
110 m als sogenannter vorbelasteter Be-
reich gilt. Außerdem kommen als Stand-
orte gemäß EEG noch Konversionsfl ä-
chen, also nicht mehr genutzte Militärfl ä-

chen oder ehemalige Mülldeponien in Be-
tracht, die in Schleswig-Holstein aller-
dings fl ächenmäßig kaum von Belang 
sind. Diese Beschränkung der Standort-
kulisse und dadurch auch der Anlagen 
soll allerdings nicht nur dem Landschafts-
schutz dienen. Vornehmlich soll erstens 
das Aufkommen des PV-Stroms gesteuert 
und zweitens der Landwirtschaft nicht 
deren Nutzfl äche verkleinert und damit 
verteuert werden. 

Das EEG gestattet den Ländern jedoch, so-
genannte (agrarstrukturell) benachteilig-
te Gebiete für PV-Anlagen freizugeben. 
Dort sollen die Solarstromerzeugung 
bzw. die Verpachtung dafür benötigter 
Flächen den Landwirten ein zusätzliches 
Einkommen ermöglichen. Einige Bundes-
länder wie Bayern, Baden-Württemberg 
und Hessen haben davon bereits Ge-
brauch gemacht. Obgleich der Entwurf 
des Landesentwicklungsplans dies auch 
für Schleswig-Holstein ins Spiel bringt, 
will die Landesregierung offenbar davon 
absehen – durchaus zum Vorteil des 
Landschaftsschutzes: Als benachteiligtes 
Gebiet würden aufgrund ihrer schlechten 
Böden und relativ niedriger landwirt-
schaftlicher Einkommensstruktur aller 
Wahrscheinlichkeit nach weite Bereiche 
der Geest deklariert werden. Dort wäre 
vor allem Dauergrünland ärmerer Stand-
orte von einer „Veredelung“ zu PV-Anla-
gen betroffen, die aus landwirtschaftli-
cher Sicht unproduktivste Nutzfl ächen-
kategorie. Für den Naturschutz sind diese 
Dauerweiden jedoch ungleich wertvoller 
als Ackerland. 

Damit wäre das Dauergrünland jedoch 
noch längst nicht vor PV-Investoren ge-
rettet. Denn bei den niedrigen Strompro-
duktionskosten lohnt es sich mittlerwei-
le sogar, auf die EEG-Einspeisevergütung 
zu verzichten, mit einem Abnehmer ei-
nen freien Preis auszuhandeln und somit 
die Aufl agen des EEG wie die Beschrän-
kung auf bestimmte räumliche Kulissen 
zu umgehen. Da für PV-Anlagen mit über 
10 MW installierter Leistung ohnehin 
keine Einspeisevergütung mehr gezahlt 
wird, große Anlagen wirtschaftlich aber 
immer attraktiver werden, dürfte dies die 
Option der Zukunft sein. 

Pro und Contra unter Naturschutz-
aspekten

Obgleich Freifl ächen-PV-Anlagen energie-
wirtschaftlich zunehmend attraktiver 
werden und zugleich weniger umstritten 
sind als Windräder oder gar Biogasanla-
gen, dürfen sie aus Sicht des Naturschut-
zes keineswegs uneingeschränkt in die 
Landschaft gebaut werden. Im Hinblick 
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Eine ökologisch positive Bilanz für Freiflächen-
Photovoltaik ergibt sich bei der Nutzung von hoch-
intensiv genutzten Agrarflächen, auf denen zuvor 
etwa Energie- oder Futtermais angebaut wurde.
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auf die Standortwahl sind unbedingt ver-
bindliche Kriterien erforderlich, zumal 
die modernen Solarparks etliche Hektar 
Fläche vereinnahmen und in ihren ökolo-
gischen Eigenschaften gravierend verän-
dern. 

Wesentliche Aspekte sind hierbei die Ver-
schattung und Überschirmung durch die 
gestaffelt aufgereihten Solarplatten. Da-
bei wird der Fläche nicht nur viel Licht 
und direkte Sonneneinstrahlung entzo-
gen. Auch die Bodenfeuchtigkeit wird 
kleinräumig völlig unnatürlich verän-
dert, indem es unter den Platten weitge-
hend trocken bleibt, direkt unterhalb von 
deren Traufe aber übermäßig viel Nieder-
schlagswasser auf den Boden trifft. Diese 
Faktoren beeinflussen das Vorkommen 
von Pflanzen und Tieren erheblich. Für 
den Erhalt der Biodiversität bedeutende 
Lebensräume sollten deswegen nicht mit 
Solarparks belegt werden. Dazu zählt 
auch altes Dauergrünland. 

Eine ökologisch positive Bilanz kann da-
gegen gezogen werden, wenn die PV-Fel-
der auf vorher hochintensiv genutzten 
Agrarflächen installiert werden. So wer-
den die Flächen in der Regel mit einer 
Grasmischung eingesät, zur Begrenzung 
des Aufwuchses zwar regelmäßig ge-
mäht, oft auch mit Schafen beweidet, je-
doch nicht gedüngt oder mit Herbiziden 
behandelt. Unter Naturschutzaspekten 
ist diese extensive Bewirtschaftung z. B. 
gegenüber einer Ackernutzung von ein-
deutigem Vorteil. 

Problematisch kann sich jedoch die Licht-
reflexion der PV-Module auswirken, her-
vorgerufen durch die lichtdurchlässige 
Abdeckung. Diese besteht üblicherweise 
aus Hartglas, von dessen glatter Oberflä-
che Staub, Vogelkot und andere leistungs-
mindernde Verschmutzungen im Regen 
abgespült werden. Werden Solarparks an 
Hängen oder anderen exponierten Lagen 
platziert, können sie das Landschaftsbild 
nicht nur als Bauwerk an sich, sondern 
auch durch Reflexionen und Spiegelungs-
effekte erheblich beeinflussen. Außer-
dem werden die den Himmel widerspie-
gelnden Platten von etlichen Wasserin-
sektenarten mit der Oberfläche von Wei-
hern und Teichen verwechselt. So landen 
nicht selten Schwimmkäfer und Wasser-
wanzen, von denen viele Arten auf der 
Suche nach neu zu besiedelnden Gewäs-
sern durchaus weite Strecken fliegen, 
hilflos auf den Solarmodulen. Auch sind 
Libellen bei der Eiablage auf den glänzen-
den Paneelen beobachtet worden. Ob sich 
für die betroffenen Insektenarten daraus 
ein wesentlicher Einfluss auf die Popula-
tionen ergibt, ist allerdings noch unge-
klärt. 

Welche Standorte sind von  
PV-Anlagen freizuhalten?

Dass in Naturschutzgebieten, im Natio-
nalpark und in der Kernzone von Bi-
osphärenreservaten Freiflächen-PV-Anla-
gen nichts zu suchen haben, dürfte unbe-
stritten sein. Aber auch FFH-Gebiete, 
EU-Vogelschutzgebiete und Flächen des 
Biotopverbundsystems müssen für die 
viel Platz beanspruchenden Solarparks 
tabu sein. Das sollte auch für Landschafts-
schutzgebiete mit ihrer Aufgabe gelten, 
die Landschaft frei von größeren bauli-
chen Anlagen zu halten, zu denen Freiflä-
chen-PV-Anlagen nun mal gehören. In 
Naturparken hingegen könnte ein gene-
reller Ausschluss fachlich nicht begründ-
bar sein. Denn Naturparke dienen in 
Schleswig-Holstein in erster Linie touris-
tischen Zwecken, nicht dem Natur- und 
Landschaftsschutz. 

Kategorisch auszuschließen sind Beein-
trächtigungen von gesetzlich geschütz-
ten Biotopen. So dürfen auch Knicks 
nicht zur Vermeidung der Beschattung 
einer geplanten PV-Anlage beseitigt wer-
den. Zwar verweist die Förderkulisse  
des EEG ausdrücklich auf Konversionsflä-
chen wie ehemalige militärische Übungs-
plätze. Bei diesen muss nach Auffassung 

des NABU jedoch strikt darauf geachtet 
werden, dass weder Trockenrasen noch 
andere bedeutende Lebensräume über-
baut werden, sondern dass sich die PV-An-
lagen hier auf bereits versiegelte Flächen 
beschränken. Unter Aspekten des Biodi-
versitätsschutzes nicht zu vertreten ist 
der Bau von PV-Anlagen als Folgenutzung 
für den Kiesabbau anstelle einer Renatu-
rierung. Aufgelassene Kiesgruben mit ih-
ren mageren, wasserdurchlässigen und 
sonnenexponierten Sandböden stellen in 
unserer mit Stickstoff eutrophierten 
Landschaft für auf Trocken- und Wär-
mestandorte sowie offene Böden speziali-
sierte Arten oftmals die letzten Refugien. 
Diese hätten unter den Solarfeldern keine 
Chance. Auch andere Sukzessionsflächen 
sind von PV-Anlagen freizuhalten. 

Das gilt auch für Dauergrünland, wenn es 
Jahre lang beweidet worden ist, ohne je-
mals umgebrochen zu sein. Solche Dau-
erweiden sind im Zuge der Intensivie-
rung der Rinderhaltung immer seltener 

geworden. Gerade wenn sonnenexponier-
tes Dauergrünland, womöglich noch an 
einem Südhang gelegen, in Anspruch ge-
nommen wird, führt dieses zu maßgebli-
chen Lebensraumbeeinträchtigungen für 
die dort vorkommenden Pflanzen und 
Tiere. Insbesondere lichtbedürftige Ver-
treter unter den Wiesenpflanzen, Heu-
schrecken oder Reptilien werden ver-
drängt, auf Offenland angewiesene Vögel 
wie die Feldlerche verlieren ihre Brut
plätze.

Als Standorte ungeeignet sind ferner mit 
Knicks, Feldgehölzen, Kleingewässern 
etc. klein strukturierte Landschaftsberei-
che, oftmals Reste der historischen Kul-
turlandschaft mit großer ökologischer 
Bedeutung.

Zudem ist darauf zu achten, dass nicht 
zur Wiedervernässung geeignete Niede-
rungsbereiche durch Freiflächen-PV-An-
lagen diesbezüglich blockiert werden. In 
den wenigen in Schleswig-Holstein ver-
bliebenen Hochmoorresten kommen 
auch unter den Wasserkäfern mehrere 
hochgradig gefährdete Arten vor. Um die-
se nicht zum Anfliegen der spiegelnden 
Solarplatten zu verleiten, sollten PV-Anla-
gen einen Mindestabstand von 500 m zu 
Hochmooren einhalten. 

Bahnstrecken als Vorzugsraum für 
Solarparks?

Für eine landschaftsverträgliche Stand-
ortplanung wenig hilfreich ist die im EEG 
vorgenommene und im Entwurf des Lan-
desentwicklungsplans aufgegriffene, ge-
nerelle Einstufung des Nahbereichs von 
Schienenwegen als „vorbelastete Berei-
che“. Entlang der Bahnlinien befindet 
sich jedoch eine Vielzahl ökologisch sen-
sibler Flächen, die keinesfalls mit PV-An-
lagen überbaut werden sollten. Außer-
dem ist die Einstufung als „vorbelastet“ 
kritisch zu sehen. Beispielsweise die 
Bahnstrecke Kiel-Lübeck, die immerhin 
die beiden größten Städte des Landes ver-
bindet, wird mit nur vier Zügen pro Stun-
de so gering frequentiert, dass wohl 
kaum von einer „größeren Vorbelastung“ 
(so der Entwurf des Landesentwicklungs-
plans) gesprochen werden kann. Selbst 
die Vorbelastung entlang der Strecke 
Kiel-Hamburg ist nicht annähernd mit 
der einer Autobahnumgebung zu verglei-

Wer sich weitergehend für Photovoltaik interessiert und nach konkreten Ant-
worten auf diesbezügliche energietechnische Fragen sucht, dem sei die Internet- 
veröffentlichung des Fraunhofer-Instituts „Aktuelle Fakten zur Photovoltaik in 
Deutschland“ empfohlen: 

www.ise.fraunhofer.de/veroeffentlichungen/studien/ 
aktuelle-fakten-zur-photovoltaik-in-deutschland.html
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chen. Aber auch Autobahnen verlaufen 
in einigen Abschnitten durch Niederun-
gen und andere ökologisch bedeutende 
Bereiche, die nicht von Solarkraftwerken 
vereinnahmt werden sollten. 

Trotzdem viel Platz für PV-Anlagen

Als tatsächlich erheblich vorbelastet kön-
nen dagegen nach Ansicht des NABU auf 
Ackerfl ächen oder hoch intensiv genutz-
tem Grünland stehende Windparks gel-
ten. Überdies ist an diesen Standorten be-
reits eine Stromnetzanbindung vorhan-
den, ein deutlicher Kostenvorteil für die 
Investoren. Eine Beschädigung durch von 
den Rotoren abfallende Eisbrocken ist 
nicht mehr zu befürchten, weil die meis-
ten Windkraftanlagen inzwischen mit 
Flügelheizung ausgestattet werden. Al-
lein eine Fixierung auf diese Standortku-
lisse würde ein enormes Flächenpotenzi-
al für PV-Anlagen erschließen. Dennoch 
gibt es in Schleswig-Holstein bislang nur 
ein einziges derartiges Kombinations-
projekt. 

Durchaus denkbar wäre die Errichtung 
von Solarstromanlagen auch auf einem 
Teil der zur Biogaserzeugung dienenden 
Maisäcker. Läuft die vom EEG garantierte 
zwanzigjährige Einspeisevergütung aus, 
was für die älteren Biogasanlagen bereits 
absehbar ist, dürfte es für einige Anla-
genbetreiber wirtschaftlich eng werden. 
Denn sie werden auf dem Strommarkt 
kaum einen Abnehmer fi nden, der ihre 
hohen Stromerzeugungskosten auch nur 
annähernd auszugleichen bereit ist. Das 
betrifft auch die Landwirte, die ihre Flä-
chen als Substratanbaufl ächen verpach-
tet haben oder Lieferverträge mit den Bio-
gasbetreibern eingegangen sind. Freifl ä-

chen-PV könnte ihnen eine Alternative 
aufzeigen, zumal die Pachtpreise für PV 
in etwa gleich, häufi g sogar etwas höher 
liegen. Gerade auf der schleswigschen 
 Geest mit ihrer hohen Dichte an Biogas-
anlagen bieten die ertragsschwachen Bö-
den nicht viele andere Möglichkeiten, es 
sei denn, der Mais- und Silograsanbau 
wird zur weiteren Aufstockung der Rin-
derhaltung genutzt – was aber für die 
Umwelt fatal wäre. 

Dagegen wäre eine Nutzung mit PV-Anla-
gen ökologisch deutlich vorzuziehen. 
Weil deren Grundfl äche als Dauergrün-
land ohne Düngung und Pestizideinsatz 
angelegt und unterhalten wird, würde 
dies für den Schutz von Boden, Grund-
wasser und Oberfl ächengewässern von 
Vorteil sein und darüber hinaus zu einem 
Mehr an Biodiversität als zuvor auf dem 
Maisacker mit sich bringen. 

Dennoch sind PV-Anlagen selbst auf der-
art vorbelasteten Standorten bau- und 
 naturschutzrechtlich als zu kompensie-
rende Eingriffe zu betrachten. Auf Aus-
gleichsmaßnahmen zu verzichten, wie es 
von einigen Branchenvertretern verlangt 
wird, darf nicht infrage kommen. 

Gebäude-PV muss vorrangig sein!

In der Diskussion um den Ausbau der 
Photovoltaik muss eine grundsätzliche, 
kritische Frage obenan stehen: Weshalb 
setzt ein Boom bei Freifl ächenanlagen 
ein, wo doch der Ausbau der Gebäude-PV 
zu stagnieren scheint? Weswegen soll der 
Außenbereich mit baulichen Anlagen in 
großem Stil belastet und der Landschafts-
verbrauch forciert werden, statt zuerst 
das Potenzial bereits versiegelter und da-

mit extrem vorbelasteter Flächen, näm-
lich der Gebäude mit ihren Dächern, aus-
zuschöpfen? Oder ganz konkret gefragt: 
Weshalb werden noch fast alle Anträge 
auf Neubauten, sowohl Wohnhäuser wie 
auch teilweise riesige Gewerbebauten be-
treffend, ohne Vorgabe zur Nutzung von 
Solarenergie genehmigt? 

In Schleswig-Holstein könnten nach An-
gaben der Agentur für Erneuerbare Ener-
gien mit Dachfl ächen-PV 2.850 Millionen 
Kilowattstunden pro Jahr erzeugt wer-
den. Über 30 Prozent aller Dachfl ächen 
sollen im Hinblick auf ihre Exposition 
und bauliche Ausstattung zur Aufnahme 
von Solarplatten geeignet sein – ein enor-
mes Potenzial, das aber lediglich zu ei-
nem Bruchteil genutzt wird. Selbst Ge-
bäude der öffentlichen Hand sind nur sel-
ten mit Solaranlagen zur Erzeugung von 
Strom oder Wärme ausgestattet. Vor Jah-
ren hat der NABU die Landesregierung 
aufgefordert, doch wenigstens die Lan-
desliegenschaften mit PV-Anlagen zu ver-
sehen, wo doch allein schon z. B. der Kie-
ler Universitätskomplex Platz für zahlrei-
che Hektar PV-Module bieten würde. Das 
sei unrentabel, lautete die damalige Ant-
wort. 

Tatsächlich zögern viele Immobilienbe-
sitzer auch im privaten Bereich aus wirt-
schaftlichen Gründen vor der Installation 
einer gebäudegebundenen PV-Anlage zu-
rück. Maßgeblicher Grund dafür sind die 
stark gefallenen Einspeisevergütungen, 
aber auch übermäßig bürokratische Ver-
steuerungsmodalitäten für ins Netz ein-
gespeisten Strom. Nach Auffassung des 
NABU muss jedoch die PV-Erzeugung an 
Gebäuden absolut vorrangig gegenüber 
der Inanspruchnahme freier Landschaft 
sein. Dafür wären eine attraktivere Ein-
speisevergütung und vor allem die Auf-
hebung der der sich auf die Gebäude- 
PV auswirkenden Restriktionen erforder-
lich. Zudem müssten Bund, Land und 
Kommunen endlich mit gutem Beispiel 
vorangehen, indem sie ihre Liegenschaf-
ten bestmöglich mit PV-Anlagen aus-
statten. 

Fritz Heydemann
NABU Schleswig-Holstein
Stellv. Landesvorsitzender
Fritz.Heydemann@NABU-SH.de
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Die Nutzung von Photovoltaik sollte 
vorrangig an und auf Gebäuden erfolgen. 
Dabei lassen sich heute derartige Anlagen 
auch gut als Gestaltungsmerkmal selbst 
in historische Gebäude einbinden.
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SPECHTE IN DER STADT

Behämmerte Fassaden 
Spechte sind gern gesehene Gäste am morschen Apfelbaum oder an den 
Futterstellen in Park und Garten. Doch in den letzten Jahren häufen sich 
Meldungen über Spechte, die im Siedlungsbereich auch baulich aktiv  
werden. Meist handelt es sich dabei um Buntspechte, aber auch Grün- oder 
Schwarzspechte können lokal auffällig werden. Schäden an nachträglich 
aufgetragenen Fassadendämmungen gehören dabei zu den markantesten 
Befunden. Anderenorts entdecken Spechte Straßenlaternen als weithin 
tragende Klangkörper, Strom- und Telefonmasten werden als geeignete 
Brutbäume genutzt. In Amerika ist eines der bekanntesten Beispiele für 
Spechtaktivitätem die Verhinderung des Starts eines Spaceshuttles 1995 auf-
grund von über hundert Spechtlöchern in der Isolationsschicht des Zu- 
satzstanks.

Trommeln für die Partnerschaft

Zur Revierabgrenzung und zur Balz nut-
zen Spechte ihre bekannten, arttypischen 
„Trommelwirbel“. Eigentlich werden da
zu hohle Stämme und Äste genutzt, in 
Siedlungsgebieten allerdings gerne auch 
metallene Leitungsmasten, Blechverklei-
dungen oder sogar Straßenlampen. 

Der dabei angerichtete Schaden ist aller-
dings eher gering, sehr sensible Anwoh-
ner sprechen allerdings schnell von 
„Lärmbelästigung“. Getrommelt wird 
meist im Frühjahr, nach einiger Zeit hört 
das morgendliche „Weckhämmern“ dann 
aber von alleine auf.

Ideales Baumaterial

Kleine Spechteinschläge im Putz der ge-
dämmten Fassade weisen auf Nahrungs-
suche der Vögel hin. Die durch die Sonne 
erwärmten Fassaden ziehen Insekten an, 
die dort Wärme aufnehmen oder sich im 
rauen Putz verstecken. Den Spechten ist 
egal, ob es sich um die Rinde eines Bau-
mes oder den Putz eines Wohnhauses 
handelt. Werden sie aber erst einmal fün-
dig, untersuchen sie den Bereich meist 
genauer – es könnte ja noch mehr Nah-
rung vorhanden sein. Der Schritt zur An-
lage einer Spechthöhle ist dann nur noch 
klein. Hohl klingende Fassadenbereiche 
hören sich nicht nur täuschend ähnlich 
an wie morsches Holz, sondern sind auch 
gut zu bearbeiten.

Immer rein in die gute Stube

Nach Überwindung der härteren Außen-
schicht – der Verputz wirkt wie Rinde – 
werden die Höhlen in das weiche Isolati-
onsmaterial aus Mineralwolle, Kokosfa-
sern oder Polystyrol gebaut. Bevorzugte 

Stellen sind dabei Hausecken bzw. -kan-
ten, die Umgebung der Fenster oder die 
Bereiche unterhalb der Dachrinnen

Haben Buntspechte erst einmal eine Stel-
le für geeignet befunden, bleiben sie häu-
fig längere Zeit und können dann Schä-
den in der Wärmedämmung verursa-
chen. Durch die Öffnungen am Putz kann 
Feuchtigkeit in die Dämmschicht einsi-
ckern, dies begünstigt Schimmelbildung, 
die Dämmung ist weniger effektiv (es ent-
stehen sog. „Kältebrücken“) und beim 
nächsten Frost kann die gefrierende 
Nässe den Fassadenputz noch weiter auf-
sprengen. Die Spechtlöcher sollten daher 
schnell wieder verschlossen werden. 
Anfallende Kosten zur Beseitigung der 
Schäden werden von der Wohngebäude-
versicherung in der Regel allerdings nicht 
erstattet. Die Aktivitäten des „Fassaden-
hackers“ gehören zum normalen Lebens-
risiko.

Betroffene Gebäude stehen meist in der 
Nähe größerer, älterer Bäume. Da in der 
Stadt, in Parks, in Straßenalleen kranke 
und beschädigte Bäume und Äste, also 
für Spechte geeignete Altbäume fast im-
mer aus Gründen der Verkehrssicherheit 
vorsorglich entfernt werden, nutzen die 
Spechte die neu entdeckte, ihnen vom 
Menschen angebotene Ressource. Und so 
kann manch Hausbesitzer erstaunt einen 
„Schnee-Regen“ aus Füllmaterial vor dem 
Küchenfenster und einen Specht dabei 
beobachten, wie dieser gerade seine 
Dämmfassade perforiert.

Wohnungsbauprogramm Specht

Wie auch im Wald wird das „Wohnungs-
bauprogramm“ der Spechte von einer An-
zahl von Nachmietern dankbar angenom-
men. Zudem haben Renovierungen und 

Am Neujahrsmorgen 
wird aufgeräumt:  
Da fliegt das Dämm­
material durch den 
Garten – Buntspecht 
beim Höhlenbau in 
Fassadendämmung.
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energetische Sanierungen in den letzten 
Jahrzehnten das Nistplatzangebot an und 
in den menschlichen Behausungen stark 
reduziert. Die neuen Möglichkeiten aus 
Sicht der Quartier suchenden Tierarten 
kommen daher gerade richtig. Kohl- und 
Blaumeisen, Star, Feld- und Haussperlin-
ge, Mauersegler, Dohlen und Eichhörn-
chen, aber auch Insekten wie Wespen 
und Hornissen nutzen die die neu ge-
schaffenen Strukturen gerne.

Artenschutzrechtliche Probleme

Artenschutzrechtlich entsteht hier aller-
dings schnell ein Problem für den Haus-
besitzer, der die ganze Hausfassade isolie-
ren oder zum Erhalt seiner Fassadendäm-
mung die entstanden Löcher sanieren 
will. Nach dem Bundesnaturschutz (BNat-
SchG) ist es gesetzlich verboten, geschütz-
te Arten zu verletzten oder zu töten, er-
heblich zu stören oder ihre Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten zu entnehmen, 
zu beschädigen oder zu zerstören. Diese 
Verbote gelten grundsätzlich und unab-
hängig von der bau- oder denkmalschutz-
rechtlichen Genehmigung der Arbeiten 
bei der Fassadendämmung oder der Repa-
raturarbeiten. 

Nutzt eine Art ihren Unterschlupf wie-
derkehrend, gilt ein ganzjähriger Schutz 
dieses Quartiers z. B. bei Fledermäusen, 
Mauerseglern oder Schwalben. Diese Le-
bensstätten dürfen also auch außerhalb 
der Brutzeit nicht zerstört werden. Beste-
hen Hinweise, dass z. B. Spalten, Ritzen 
besiedelt oder Nester besetzt sind, müs-
sen die zuständigen Naturschutzbehör-
den informiert werden. Ein Fachgutach-
ter muss ermitteln, welche Maßnahmen 
ergriffen werden müssen, um die beste-
henden gesetzlichen Vorgaben einzu
halten.

Lebendig eingemauert

Im Mai 2019 gelang ein spektakulärer 
Fall an die Öffentlichkeit. In einem Leip-
ziger Plattenbau wurden noch während 
der Brutzeit mehrere durch Bunt- und 
Grünspechte verursachte Spechtlöcher in 
der Dämmung verschlossen, obgleich An-
wohner die zuständige Wohnungsbauge-
nossenschaft als Auftraggeber als auch 
die Arbeiter auf das aktuelle Vorkommen 
und die Nutzung der Höhlen durch Nach-
mieter hingewiesen hatten. Nach Anzeige 
durch den NABU vor Ort wurden unter 
Polizei- und Feuerwehreinsatz die Löcher 
wieder geöffnet und mehrere Gelege und 
tote Jungvögel vorgefunden. Durch die 
schnelle Reaktion gelang es noch mehre-
re lebendig eingemauerte Altvögel wieder 
in die Freiheit zu entlassen. 

Kein Einzelfall, immer wieder werden 
Spechtlöcher unter Einsatz von Bau-
schaum oder ähnlichem verschlossen. 
Leider können solche Vorfälle aber nur 
sehr selten dokumentiert, verhindert 
und bei der Polizei bzw. Staatsanwalt-
schaft zur Anzeige gebracht werden.

Um zu verhindern, dass der gesetzliche 
Artenschutz bei Baumaßnahmen igno-
riert wird, fordert der NABU grundsätz-
lich artenschutzfachliche Untersuchun-
gen von Ritzen, Spalten, Fugen, Nestern 
(und Spechtlöcher) nicht nur geschützter 
Arten in Fassaden im Vorfeld von Sanie-
rungs- oder Reparaturmaßnahmen vor-
zuschreiben. Diese Gutachten müssen 
rechtzeitig erstellt werden, um alle Akti-
vitäten der möglicherweise betroffenen 
Arten zu erfassen – oder eben Vorkom-
men ausschließen zu können. 

Abwehr- und Ersatzmaßnahmen 
möglich

Durch künstliche Nisthilfen und -höhlen 
lassen sich im Rahmen von Sanierungen 
oder Baumaßnahmen verlorene Brutplät-
ze meist ohne großen Aufwand ersetzen, 
vor allem, wenn das Baugerüst sowieso 
gerade vor Ort steht. Dafür gibt es im 
Fachhandel verschiedene Modelle, die 
entweder an die Fassade gehängt oder 
sich sogar in die Fassade integrieren las-
sen. Naturfreunde und aktive NABU Mit-
glieder können mit offenen Augen durch 
ihre Stadt oder Gemeinde laufen und die 
Möglichkeit nutzen, Fassaden von mehr-
stöckigen Gebäuden mit Nisthilfen be-
sonders für Mauersegler oder Fledermäu-
sen auszustatten – selbst wenn dort vor-
her keine Vorkommen bekannt waren. 
Gerade an öffentlichen Gebäuden wie 
Schulen oder Verwaltungseinrichtungen 
muss die Öffentliche Hand in die Pflicht 
genommen und an die Vorbildfunktion 
appelliert werden, um dafür anfallenden 
Kosten zu übernehmen. Zudem finden 
sich dafür vielfach weitere Fördermög-
lichkeiten, Sponsoren oder Projekte.

Auf den Putz kommt es an

Zur Verhinderung von Spechtschäden hat 
sich das Anbringen von längeren Girlan-
den und Windspielen aus Plastikstreifen, 
Alufolie oder -blech, spiegelnde Folien 
oder Windrädern offenbar bewährt. 
Selbst Mobiles aus ausrangierten CDs 
können an geeigneten Stellen helfen, 
dem einen oder anderen Specht das Häm-
mern zu verleiden – mit „Helene Fischer“ 
gegen den Buntspecht, vielleicht ein 
überraschendes Erfolgsmodell?	 

Blaumeise interessiert sich 
für Spechtloch in Fassaden­
dämmung mit aufgesetz­
tem Zierklinker. Hier wurde 
ein früheres Spechtloch 
bereits vom Hausbesitzer 
repariert (Farbunterschied 
beachten!), der Buntspecht 
hat an gleicher Stelle aber 
wieder zugeschlagen.

Für geschickte Kletterer 
wie Eichhörnchen ist der 

rauhe Putz gut nutzbar und 
somit Spechthöhlen – wie 

hier im dritten Stock – 
problemlos zu erreichen.
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Als weitere Abwehrmaßnahme wird über 
den erfolgreichen Einsatz von engma-
schigen Drahtgefl echten berichtet, die 
unter dem Putz eingearbeitet werden. Ein 
glatter, harter Putz, der dem Specht und 
anderen Nachmietern den Halt er-
schwert, kann ebenfalls Abhilfe schaffen. 
Allerdings können Spechte sich noch an 
Putzkörnungen von zwei bis drei Milli-
metern festhalten – wenn auch nicht so 
gut wie an Rauputz. Ein dickerer Putz 
hilft ebenfalls nicht immer, dem Specht 
das Fassadenhacken zu verleiden. Das Ha-
cken an Dickputz-Wärmedämmsystemen 
mit bis zu zwei Zentimeter dickem mine-
ralischen Putz ist zwar für den Vogel auf-
wändiger, aber eine Garantie gegen 
Spechtschäden sind sie nicht. Zudem 
muss ein Fachmann klären, ob auf ein be-
stehendes Wärmedämmverbundsystem 
ein dickerer Putz aufgetragen werden 
kann. Sinnvollerweise sollten Putzdicke 
und -glätte kombiniert werden, um 
Spechtattacken zu mindern. Für Hause-
cken lassen sich zudem dünne Metallble-
che aufbringen.

Grün gegen Specht

Effektiv sind besonders Fassadenbegrü-
nungen geeignet, Spechte von ihrem Trei-
ben abzuhalten. Gleichzeitig verbessern 
sie das Klima in der Stadt, bieten anderen 
Singvögeln neue Brutplätze und Insekten 
dringend benötigte Nahrungsquellen. 
Schon die unbegrünten, möglichst eng-
maschigen Rankhilfen können Spechte 
am Anfl ug der Fassade hindern. Geeignet 

sind Ranksysteme aus Draht, Edelstahl-
seilen und Spaliergittern. Straffe ge-
spannte Ranknetze aus Edelstahl sind 
eine ideale Spechtabwehr und werden 
von Kletterpfl anzen schnell begrünt. Vor-
sicht aber bei allen Pfl anzen, die mit Haft-
wurzeln oder ähnlichem direkt an der 
Wand klettern, da deren hohes Eigenge-
wicht die Putzschicht vom Dämmmateri-
al herunterziehen kann. Efeu, Wilder 
Wein und Kletterhortensie sind daher für 
die Begrünung gedämmter Wände unge-
eignet. Empfehlenswert sind je nach 
Standort schnell und dicht wachsende 
Rankgehölze wie Schlingknöterich, Blau-
regen, Scharlachwein oder die Gemeine 
Waldrebe. 

Viele weitere sinnvolle Tipps zum Erhalt 
einer guten Nachbarschaft zwischen 
Mensch und Tier erhalten Interessierte 
unter www.NABU.de oder der lokalen 
NABU Organisation vor Ort.

Carsten Pusch
NABU Schleswig-Holstein
Stellv. Landesvorsitzender
Carsten.Pusch@NABU-SH.de

BUCHTIPP
Volker Zahner & 
Norbert Wimmer 
(2019)
Spechte & Co. – 
Sympathische Hüter 
heimischer Wälder
Aula Verlag GmbH, Wiebelsheim
166 Seiten · Preis: 19,95 €

Wie fast keine andere Vogelgruppe 
stehen Spechte eigentlich für den 
Lebensraum Wald. Vor allem ihr 
Hämmern und die Rufe begleiten 
den Waldspaziergang, in den Rinden 
alter Eichen fi nden sich ihre Specht-
schmieden, sie zimmern Baumhöh-
len, die für viele andere Tierarten 
überlebenswichtig sind. Spechte neh-
men eine Schlüsselrolle im Ökosys-
tem Wald ein. Sie sind ideale Sympa-
thieträger und hervorragend geeig-
net zur Vermittlung von ökologi-
schen Zusammenhängen, aber auch 
um das Interesse für die Belange des 
Naturschutzes im Wald zu wecken.

Über diese beliebte Vogelgruppe hat 
der Aula-Verlag hat ein gelungenes 
handliches, populärwissenschaftli-
ches Buch veröffentlicht. Dabei han-
delt es sich um die Überarbeitung 
des vor rund zehn Jahren erschiene-
nen und bereits kurz nach Erschei-
nen vergriffenen Buches „Leben im 
Vertikalen“. Reich bebildert stellt es 
alle Spechtarten in Deutschland vor, 
ihre Kennzeichen, Lebensweise und 
Verbreitung (basierend auf der ADE-
BAR-Erfassung) vor. Mithilfe von sog. 
QR-Codes lassen sich in den jeweili-
gen Artportraits Rufe, das Trommeln 
etc. mit Hilfe einem Smartphone 
oder Tablett-PC abspielen.

Darüber hinaus werden in Kapiteln 
wie „Wälder und ihre Spechte“, 
„Spechte im Ökosystem Wald“ 
„Spechte und Menschen“ oder 
„Spechte schützen“ verschiedene As-
pekte rund um die „Trommler des 
Waldes“ informativ und verständ-
lich dargestellt. 

Das Buch ist auch für vogelkundli-
che Laien gut lesbar. Fortgeschritte-
ne und selbst fachlich versierte Orni-
thologen fi nden aber sicher auch 
noch interessante Zahlen und Infor-
mationen. Eine durchweg empfeh-
lenswerte Publikation auch für 
Nicht-Ornithologen.
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Beliebte Stellen für Spechte zum Höhlenbau 
sind Bereiche unter Dachrinnen, an Haus­
ecken oder in der Nähe von Fenstern. Später 
werden diese aber auch mitten in die Fläche 
der Hausfassadendämmung angelegt. 

Wer hat den längeren Atem: Specht oder 
Hausbesitzer? Mit Blech und Ketten gegen 
den hartnäckigen Höhlenbauer im zweiten 
Stock – Ausgang off en.
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WO – UND WO NICHT?

Neuwaldbildung
In fast allen Regierungserklärungen der vergangenen Jahrzehnte ist das Ziel einer Vermehrung des schleswig-
holsteinischen Waldanteils von zurzeit 11 % auf 12 % enthalten. Dafür müssten ca. 15.000 ha für Neuwaldbildungen 
zur Verfügung gestellt werden. Nennenswerte Fortschritte wurden jedoch nur Anfang bis Mitte der 1990er Jahre 
erreicht. Danach sank die jährliche Quote an Neuaufforstungsfl ächen rapide ab, hauptsächlich wegen stark gestie-
gener Bodenpreise. Im Zuge der Klimaschutzdebatte ist der Waldbildung jedoch wieder mehr Aufmerksamkeit 
geschenkt worden, gerade auch von Seiten der Politik. So hat die CDU unlängst ein Waldbildungsprogramm mit der 
Zielsetzung gefordert, pro Jahr etwa 1.000 ha aufzuforsten. Nach dem Willen der CDU soll die Stiftung Naturschutz 
die dafür benötigten Flächen zur Verfügung stellen.

Diese Forderung halten der NABU und 
andere Naturschutzverbände jedoch vor 
allem deswegen für inakzeptabel, weil 
die dafür ins Auge gefassten Stiftungsfl ä-
chen, meistens als strukturreiche „Halb-
offene Weidelandschaften“ entwickelt, 
von großem Wert für den Arten- und Bio-
topschutz sind. Diese Bedeutung würde 
bei einer Aufforstung abrupt verloren ge-
hen. Darüber hinaus ist zu bedenken, 
dass gleichaltrig junge und dabei dichte 
Waldbestände, wie sie aus einer Neu-
anpfl anzung in der Regel hervorgehen, 
über Jahrzehnte ausgesprochen artenarm 
sind.

Dennoch steht der NABU den Bemühun-
gen um eine Erhöhung des Waldanteils in 
Schleswig-Holstein keinesfalls entgegen. 
In Zeiten des Klimawandels muss es das 
Ziel sein, nicht nur durch technische 
Maßnahmen und einen Wandel des Le-
bensstils mit seiner deutlichen Reduktion 
des Konsums Emissionen zu reduzieren, 
sondern auch der Atmosphäre durch 
Maßnahmen des Naturschutzes dauer-
haft CO² zu entziehen.

Die größten Effekte sind dabei sicher 
über die Wiedervernässung und Regene-
ration von bewirtschafteten Niedermoor-
fl ächen erreichbar, weil hier zum einen 
die Freisetzung von Treibhausgasen ge-
stoppt und umgekehrt sogar ein großer 
Effekt durch die dauerhafte Bindung von 
CO² im Torf erreicht werden kann. Aber 
auch Wälder erreichen mit zunehmen-
dem Alter einen steigenden Effekt bei der 

Speicherung von CO², wenn Bäume und 
Waldboden dauerhaft Treibhausgase bin-
den.

Vor allem zur Erzeugung von Biogassubs-
trat genutzte Ackerfl ächen auf für den 
Weizen- und Gersteanbau schlecht geeig-
neten Standorten sind prädestiniert für 
eine klimagerechte Nutzungsänderung. 
Es gibt dafür durchaus genügend geeig-
nete Flächen, bei denen selbst nach ‚al-
tem forstlichem Muster‘ angelegte Auf-
forstungen sich zum einen deutlich vor-
teilhafter auf Natur und Umwelt auswir-
ken als die jetzige landwirtschaftliche 
Nutzung. Zum anderen kann aber auch, 
unterlegt mit einem Förderprogramm, 
den Landeigentümern eine wirtschaftli-
che Perspektive geboten werden. Vor die-
sem Hintergrund hat der NABU Schles-
wig-Holstein Empfehlungen dazu erstellt, 
welche Flächen für eine Neuwaldbildung 
geeignet sind, aber auch als nicht geeig-
net erscheinen.

Positivkulisse = für Neuwaldbildung 
zu empfehlen

Grundsätzlich Acker und intensiv bewirt-
schaftetes Mähgrünland. Insbesondere:

Vormalige Substratanbauflächen für 
Biogasanlagen

Prioritär hier bislang permanent entwäs-
serte Niedermoorfl ächen, für die aus Kli-
maschutzgründen die Entwässerung auf-
gehoben werden sollte, wodurch sie dann 
nicht mehr bewirtschaftbar wären. Hier 

gezielte (Initial-)Pfl anzungen von Schwar-
zerlen ( nutzbar), ggf. auch Sukzession 
( Weiden  Wildnis). Dadurch wird ein 
doppelter Klimaschutzeffekt bewirkt: 
1. CO²-Emission des Bodens wird stark re-
duziert, 2. Gehölze speichern zusätzlich 
CO². Zudem (im Vergleich zur Vornut-
zung) hoher Biodiversitätsgewinn (Bruch-
wald). – In Randbereichen zu Wiesenvo-
gelschutzgebieten ist allerdings eine Of-
fenhaltung zu empfehlen. Eine (Rück-)
Entwicklung zu artenreichem Grünland 
bzw. artenreicher Hochstaudenfl ur ist 
wg. der starken Eutrophierung und der 
aufgrund der Wasserstandsanhebung 
(möglichst bis zur Bodenoberfl äche) er-
schwerten Bewirtschaftung jedoch kaum 
möglich.

Erosionsgefährdete, bislang ackerbaulich 
genutzte Hänge an Gewässern

Die ackerbauliche Bewirtschaftung von 
zu Gewässern einschl. Vorfl utern geneig-
ten Hängen ist wegen der diffusen Aus-
träge von Nährstoffen (vor allem Phospha-
te) und Pfl anzenschutzmittel aus Grün-
den des Gewässerschutzes höchst proble-
matisch (vor allem bei Maisanbau) und 
vor dem Hintergrund der sich aus der 
WRRL ergebenden Verpfl ichtungen zur 
Gewässerreinhaltung nicht mehr zu ver-
treten.

Sonstige Flächen aus der Biogaskulisse

Eine Flaute der Biogaswirtschaft würde 
v. a. auf der schleswigschen Geest viele 
Flächen auch außerhalb anmooriger oder 



mooriger Bodenverhältnisse freisetzen. 
Ein Teil wird sicherlich von dortigen 
Milchviehbetrieben zur Silofuttergewin-
nung übernommen und weiterhin mit 
Mais und Feldgras bestellt werden. Aus 
umweltpolitischer Sicht darf dort aber 
die intensive Viehhaltung nicht weiter 
aufgestockt werden, weil sonst die Gülle-
problematik überhaupt nicht mehr in 
den Griff zu bekommen ist. Getreidean-
bau als landwirtschaftliche Alternative 
ist auf den stark sandigen Flächen nicht 
produktiv.

Äcker, die an Wälder mit ökologisch 
wenig wertvollen Waldrändern grenzen

Hierbei sollten durchaus auch bessere Bö-
den ins Auge gefasst werden (Buchen-
waldstandorte,  Buchenwald als poten-
zielle natürliche Vegetation).

Negativkulisse = von einer 
Neuwaldbildung ist abzusehen

Naturschutzgrünland

Dazu zählen v. a. Halboffene Weideland-
schaften, darunter auch die Flächen der 
Stiftung Naturschutz, sowie andere dem 
Naturschutz gewidmete Extensivweiden. 
Ausnahmen sollten durch Sukzession im 
Rahmen der Naturschutzzielsetzungen 
entstehende bzw. gezielt angelegte Wald-
formationen bilden. Diese müssen dann 
jedoch vorrangig dem Naturschutzrecht 
unterliegen, so dass z. B. eine weitere Be-
weidung oder spätere Wiederaufnahme 
der Beweidung unter Naturschutzaspek-
ten möglich ist (was aber das Forstrecht 
ausschließt). Dafür ist eine Klarstellung 
der rechtlichen Rahmenbedingungen er-
forderlich.

Flächen des Ökololandbaus

Auch ökologisch bewirtschaftete Äcker 
sollten wegen. ihres relativen Natur-
schutzwerts nicht bewaldet werden.

Dauerweiden

Dieses betrifft auch konventionell bewirt-
schaftete Viehweiden, sofern sie seit ge-
raumer Zeit nicht umgebrochen oder mit 
Totalherbiziden behandelt und neu ein-
gesät wurden, also Weideland mit dauer-
haft erhaltener Grasnarbe und der typi-
schen Vegetation. Hintergrund der Forde-
rung, auf eine Aufforstung von solchen 
‚echten‘ Dauerweiden zu verzichten, ist 
deren fortschreitender Rückgang einer-
seits und deren relative Bedeutung für 
die Fauna der Agrarlandschaft (und an-
grenzender Wälder und Gewässer) ande-
rerseits.

Waldlichtungen

Inmitten des Waldes gelegene Lichtun-
gen, meist handelt es sich um Wiesen, 
werden oft für Aufforstungsmaßnahmen 
ins Auge gefasst, weil sie in der Regel be-
reits zum Waldbesitz gehören und nicht 
erst angekauft werden müssen, weil sich 
für ihre Beweidung häufig kein Pächter 
mehr findet und weil ihre ökologische Be-
deutung verkannt wird. Diese liegt u. a. 
darin, dass Waldwiesen i. d. R. nur exten-
siv genutzt werden, eng verzahnt mit 
dem Umland (Wald, hoher Randlinienef-
fekt) sind, windarm sind ( Insekten, Fle-
dermäuse) und vielen Tieren des Waldes 
als Nahrungshabitate dienen.

In den Wald ragende Offenlandlunken

Meist handelt es sich dabei um Weide-
land, das buchtig in den Wald ragt und 
dabei relativ eng mit dem Wald verzahnt 
ist. Die ökologische Bedeutung ist ähn-
lich wie im vorherigen Absatz „Waldlich-
tungen“ beschrieben. Zur Arrondierung 
der bestehenden Waldfläche werden der-
artige Flächen aber bevorzugt aufgefors-
tet, zumal deren landwirtschaftlicher 
Wert üblicherweise nicht besonders hoch 
ist (Beschattung, Kleinräumigkeit). An 

dieser Stelle sei angemerkt, dass aus 
waldbaulicher Sicht im Verhältnis zur 
Waldfläche eine kurze Waldaußenrandli-
nie von Vorteil ist, aus naturschutzfachli-
cher Sicht kann aber eine lange Wal-
drandlinie von besonderem Wert sein.

Flächen vor wertvollen alten Wald
rändern

Gerade historisch alte Waldränder mit ih-
ren alten tiefkronigen, der Sonne ausge-
setzten Bäumen und dem im Vergleich 
zum Waldinneren trockeneren Kleinkli-
ma und den eher ausgehagerten Böden 
sind vor allem entomologisch oft beson-
ders wertvoll. Dort eine Aufforstung vor-
zusetzen, würde diese besonderen Hab-
itateigenschaften zunichte machen.

Kleinräumig durch Landschaftselemente 
strukturierte Landschaftsbereiche

Hierunter fallen vor allem engräumige 
Knicklandschaften, die Überreste der his-
torischen Kulturlandschaft in ihrem 
Landschaftsbild erhalten bleiben sollten. 
Nicht aufgeforstet werden sollten aber 
auch Flächen mit wertvollen Kleingewäs-
sern. Werden Knicks und Kleingewässer 
in Aufforstungen integriert, führt das in 
der Regel im Laufe der Jahre zu deren 
ökologischer Abwertung durch Beschat-
tung. Kleingewässer werden zudem 
durch den starken Laubeintrag (Eutro-
phierung, übermäßige Verschlammung) 
beeinträchtigt; Knicks können deswegen 
und aufgrund des Wildverbisses nicht 
mehr auf den Stock gesetzt werden und 
wachsen aus.

Kiesgruben und ähnliche Trocken- und 
Magerstandorte

Trocken- und Magerstandorte mit ihren 
an die besonderen Faktoren angepassten 
Arten sind aufgrund der flächendecken-
den Eutrophierung im schleswig-holstei-
nischen Binnenland inzwischen absolute 
„Mangelware“, ungleich seltener als 
Wald. Nur auf einigen (ehemaligen) mili-
tärischen Übungsplätzen finden sich 
noch artenreiches Magergrünland größe-
ren Ausmaßes. Meistens bilden lediglich 
aufgelassene Kiesabbaugebiete die letz-
ten Refugien für an Nährstoffarmut und 
Trockenheit besonders angepasste Arten. 
Von einer gezielten Bewaldung solcher 
Gebiete ist unbedingt abzusehen. Auch 
der Waldbildung durch Sukzession soll-
ten nur Teilbereiche der aufgegebenen 
Kiesabbau- und militärischen Übungsflä-
chen überlassen werden.

Fritz Heydemann
Stellv. NABU Landesvorsitzender
Fritz.Heydemann@NABU-SH.de
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Die meisten Aufforstungen sind auch Jahrzehnte 
nach der Pflanzung eintönig, selbst wenn es sich 
dabei um Laubholzkulturen handelt. Sie weisen 
nur einen Bruchteil der Arten alter Wälder auf.

Ein sogenannter Klimawald mit einem hohen 
Anteil an nichtheimischen Roteichen und 
Douglasien – kein Gewinn für die Biodiversität.
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ACHTUNG WILDWECHSEL!

Vorsicht an der Fahrbahnkante
Wildtiere queren Verkehrswege ohne Warnung auf der Suche nach Nahrung, Partnern oder Verstecken – zu jeder 
Jahres-, Tages- und Nachtzeit. Während der Erntezeit herrscht große Unruhe und Lärm in der Landschaft, vertraute 
Einstände für Damwild, Wildschwein, Reh oder Feldhase werden abgeerntet und neue müssen gefunden werden. Im 
Herbst ist Brunftzeit, im Winter herrscht Nahrungsmangel – das ganze Jahr über ist an Straßenrändern mit Wildtieren 
zu rechnen. Aber besonders im Frühjahr und im Herbst steigt das Unfallrisiko merklich an. In der morgendlichen 
und abendlichen Dämmerung sind die meisten Berufspendler unterwegs. Alle 2,5 Minuten kollidiert in Deutschland 
ein Reh, ein Wildschwein oder ein Hirsch mit einem Auto. 

So hat sich seit 1975 die Verkehrsdichte 
auf Deutschlands Straßen vervierfacht, 
die Zahl der Wildunfälle aber verfünf-
facht. Allein im Jagdjahr 2017/2018 regis-
trierte der Deutsche Jagdverband (DJV) 
bundesweit über 233.000 Unfälle mit 
Wildbeteiligung – nur mit Paarhufern. 
Weit vorne dabei Rehe mit fast 200.000 
Tieren, gefolgt von Wildschweinen mit 
knapp 35.000 Tieren, Damwild rund 4000 
sowie Rotwild mit knapp 3000 getöteten 
Tieren. Nach Angaben des Deutsch Jagd-
verbandes machen die Verkehrstoten an 
der Gesamtmortalität bei Hirschen und 
Rehen rund zehn Prozent aus. Im Ver-
gleich zu seltenen Arten ist das aber noch 
ein geringer Wert. Bei der in Schles-
wig-Holstein nicht vorkommenden Wild-
katze stellt Straßenverkehr mit 80 Pro-
zent die mit Abstand häufi gste Todesur-
sache an der Gesamtmortalität. Beim sich 
erfreulicherweise in Schleswig-Holstein 

wieder ausbreitendem Fischotter ist dies 
mit 70 Prozent, bei Wölfen mit rund 
50 Prozent der Fall.

Bedeutende Todesursache

Je nach Quelle und Zählweise gab es bei-
spielsweise 2019 16.000 Verkehrsunfälle 
mit Wildbeteiligung in Schleswig-Hol-
stein, die Landespolizei Schleswig-Hol-
stein spricht dabei von knapp 180 verletz-
ten Menschen durch Kollisionen mit 
Wildtieren. Überdurchschnittlich viele 
Unfälle gab es dabei im Mai, Oktober und 
November. Dabei dürfte die Dunkelziffer 
mit kleineren Wildtieren, von Feldhase 
bis Igel, vom Waschbär über den Dachs 
bis zur Feldmaus, die nicht gemeldet wer-
den (müssen), um ein zigfaches höher lie-
gen. Auch für Amphibien, Insekten und 
andere Wirbellose stellt der Autoverkehr 
eine große Gefahrenquelle und damit be-
deutende Todesursache dar.

Tiere kennen keine Verkehrsregeln

Grundsätzlich sollten Autofahrer in wald-
reichen, feldgesäumten oder in Niederun-
gen gelegenen Straßen – und erst recht 
überall dort, wo Wildwechselschilder 
aufgestellt wurden – das Tempo deutlich 
herabsetzen. Bereits bei einer Geschwin-
digkeit von 80 km/h beträgt der Brems-
weg 55 Meter, bei Nässe verlängert sich 
dieser noch. Fahrbahnränder sollten stets 
im Auge behalten werden, um bei plötz-
lich auftauchenden Tieren schnell reagie-
ren zu können. Wird dies entdeckt, hu-
pen und abblenden, damit das Tier einen 
Fluchtweg fi nden kann. Wildtiere kön-
nen die Geschwindigkeit von Kraftfahr-
zeugen nicht einschätzen, insbesondere 
wenn sie von Scheinwerfern geblendet 
werden.  
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Selbst bei bestem Licht am 
hellichten Tage ist querendes 
Wild, selbst wenn es sich wie 
hier um Damwild handelt, 
überraschend gut getarnt: 
Da hilft  nur Vorsicht, Augen 
auf und Fuss vom Gas!
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Tödliche Kettenreaktion

Wenn bereits kleinere, tote Tiere auf oder 
am Fahrbahnrand liegen, gilt es zusätz-
lich aufmerksam zu sein. Für viele Tierar-
ten stellt Aas eine wichtige Nahrungs-
quelle dar. Raubsäuger wie Fuchs oder 
Marder sind gezielt in diesen Bereichen 
unterwegs, da sie hier immer Nahrung 
fi nden – und werden dann häufi g selber 
Opfer des Straßenverkehrs. Greifvögel 
wie der Mäusebussard, Turmfalken und 
auch Krähen kann man daher gerne an 
Straßenrändern auf der Nahrungssuche 
beobachten. Krähen setzen lokal sogar 
gezielt den Straßenverkehr zur Hilfe bei 
der Nahrungsgewinnung ein. Immer wie-
der kann man die Vögel auf Ampeln oder 
Straßenlaternen sitzen sehen, von denen 
sie gezielt in der „Grün-Phase“ Nüsse fal-
len lassen, damit diese von den anfahren-
den Autos geknackt werden – um an-
schließend in der „Rot-Phase“ den nun of-
fen liegenden Inhalt aufzunehmen. 

In den Städten wie z. B. der Landeshaupt-
stadt Kiel werden zunehmend Baumhasel 
als Straßenbaum gepfl anzt. Die im Herbst 
und in großen Mengen anfallenden Nüsse 
werden von Stadttieren wie Eichhörn-
chen, Spechten, Krähen und Tauben als 

beliebte Nahrungsquelle genutzt. Vielen 
Tieren wird dies leider selbst in Wohnge-
bieten bei eigentlich vorgeschriebenen 
geringen Fahrtgeschwindigkeiten zum 
Verhängnis. In Einzelfällen wurde sogar 
schon beobachtet, dass menschliche 
 Verkehrsteilnehmer offenbar absichtlich 
aufs Gaspedal gedrückt haben, um recht 
vertraut agierende Tauben oder Krähen 
zu „erwischen“ – das Auto senkt da offen-
bar die Hemmschwelle.

Wildscheine haben Straßenbanquetten 
ebenfalls als reichhaltige Nahrungsquelle 
entdeckt, da in den gemähten Randstrei-
fen gut und leicht Würmer und Insekten 
zu fi nden sind. Andere Wildtiere nehmen 
sogar Salz von den Straßenrändern auf, 
welches durch die Winterstreuung dort-
hin gelangt ist. 

Ist eine Kollision nicht mehr zu vermei-
den, sollten Autofahrer nur bremsen, 
wenn kein Auffahrunfall mit einem 
nachfolgenden Fahrzeug droht, das Lenk-
rad dabei fest in der Hand halten und die 
Fahrrichtung beibehalten. Unkontrollier-
te Ausweichlenkmanöver können weit-
aus schlimmere Folgen haben als ein kon-
trollierter Zusammenstoß. 

Maßnahmen gegen Wildunfälle

Querungshilfen wie Grünbrücken oder 
Tunnel in Verbindung mit Wildzäunen 
helfen Tieren sicher über die Straßen und 
sind daher aus Sicht des NABU bei der 
 Erneuerung oder beim Neubau von Stra-
ßen unumgänglich. Die Wiedervernet-
zung von Lebensräumen, um Tiere wie-
der barrierefrei wandern lassen zu kön-
nen, ist der Schlüssel für weniger Wil-
dunfälle.

Neuerdings gibt es auch effektive elek-
tronische Wildwarnanlagen, diese sind 
aber (sehr) teuer, vielfach auch störungs-
anfällig und nicht überall einsetzbar. Spe-
zielle Nahrungsfl ächen in ausreichen-
dem Abstand zur Straße, Wildwarnre-
fl ektoren oder mit Duftstoffdepots präpa-
rierte Straßenränder sollen Tiere vom 
Queren einer Straße abhalten. Als beste 
Maßnahme gegen Wildunfälle gilt aber 
grundsätzlich: Fuß vom Gas auf Straßen 
durch Wälder, in Niederungen und mit 
unübersichtlichen Wald- oder Feldrän-
dern sowie reich strukturierten Gärten. 

Was tun, wenn es zum Unfall 
gekommen ist? 

Ist es zu einem Unfall mit Wildbeteili-
gung gekommen, muss zunächst die 
Unfallstelle abgesichert und anschlie-
ßend die Polizei oder zuständige Jäger 
benachrichtigt werden. Das verletzte Tier 
könnte sonst unnötigen Qualen ausge-
setzt sein, aber auch andere Verkehrsteil-
nehmer gefährdet werden. Zudem sollte 
man sich eine sogenannte „Wildunfallbe-
scheinigung“ vom zuständigen Jagdpäch-
ter/Förster bzw. der Polizei ausstellen las-
sen, um sich für einen möglichen Versi-
cherungsfall abzusichern. 

Ob die Kfz-Versicherung allerdings bei 
Wildunfällen zahlt oder nicht, hängt von 
verschiedenen Faktoren ab. Hier sollten 
motorisierte Verkehrsteilnehmer sich 
 unbedingt einmal bei ihrer Versicherung 
erkundigen, was durch ihren Vertrag ei-
gentlich abgedeckt ist. Das Aneignen  von 
überfahrenen Wildtieren ist übrigens 
strafbar. 

Ein wiederholter Appell zum Schluss: 
Achtsam fahren, Augen auf und mehr 
Rücksichtnahme auf die Tierwelt entlang 
der Fahrbahn kante – wenn denn über-
haupt Auto gefahren werden muss. 

Carsten Pusch
Stellv. NABU Landesvorsitzender
Carsten.Pusch@NABU-SH.de

1. Eff ektiv mindern kann man die zerschneidende, tödliche Wirkung von Straßen auf Wildtiere nur 
durch Grünbrücken oder Wildtunnel.  2. Unzählige Vögel aller Art sterben durch den Autoverkehr 
am Straßenrand, locken Nahrungsopportunisten wie Aasfresser an – die dann selber zum Opfer 
werden können.  3. Steinmarder sind sehr oft  Opfer des Straßenverkehrs – auf der Suche nach Beute 
wie Klein säuger, Vögel, Amphibien oder Insekten suchen sie Straßenränder gerne gezielt auf – mit 
tödlichen Folgen.
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